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Urteile und Beschlüsse:

  
1. AEUV, VO (EG) Nr. 1924/2006: Vorlage zur Frage einer Werbung für „Botani-

cals“ 
Beschluss vom 01.06.2023, Az: I ZR 109/22 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird zur Auslegung der Art. 10 Abs. 1 und 
3 , Art. 28 Abs. 5 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über nährwert- und gesundheitsbezo-
gene Angaben über Lebensmittel (ABl. L 404 vom 30. Dezember 2006, S. 9) in der 
zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 1047/2012 der Kommission vom 8. November 
2012 (ABl. L 310 vom 9. November 2012, S. 36) geänderten Fassung sowie der Erwä-
gungsgründe 10 und 11 der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission vom 16. 
Mai 2012 zur Festlegung einer Liste zulässiger anderer gesundheitsbezogener Anga-
ben über Lebensmittel als Angaben über die Reduzierung eines Krankheitsrisikos so-
wie die Entwicklung und die Gesundheit von Kindern (ABl. L 136 vom 25. Mai 2012, 
S. 1) sowie der Erwägungsgründe 4 und 5 der Verordnung (EU) Nr. 536/2013 der 
Kommission vom 11. Juni 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 
(ABl. L 160 vom 12. Juni 2013, S. 4) folgende Frage zur Vorabentscheidung vorge-
legt: 

Darf für pflanzliche Stoffe ("Botanicals") mit gesundheitsbezogenen Angaben ( Art. 
10 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 ) bzw. mit Verweisen auf allgemeine, 
nichtspezifische Vorteile des Nährstoffs oder Lebensmittels für die Gesundheit im All-
gemeinen oder das gesundheitsbezogene Wohlbefinden ( Art. 10 Abs. 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1924/2006 ) geworben werden, ohne dass diese Angaben gemäß dieser 
Verordnung zugelassen und in die Liste der zugelassenen Angaben gemäß den Art. 13 
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und 14 der Verordnung aufgenommen sind (Art. 10 Abs. 1 der Verordnung) bzw. ohne 
dass diesen Verweisen eine in einer der Listen nach Art. 13 oder 14 der Verordnung 
enthaltene spezielle gesundheitsbezogene Angabe beigefügt ist (Art. 10 Abs. 3 der 
Verordnung), solange die Bewertung der Behörde und die Prüfung der Kommission 
über die Aufnahme der zu "Botanicals" angemeldeten Angaben in die Gemeinschafts-
listen gemäß Art. 13 und 14 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 noch nicht abge-
schlossen sind? 
 

  
2. BGB: Verhältnis zwischen dinglichem Vorkaufsrecht und Vorkaufsrecht des Mie-

ters  
Beschluss vom 27.04.2023, Az: V ZB 58/22 
Das dingliche Vorkaufsrecht genießt jedenfalls dann Vorrang vor dem Vorkaufsrecht 
des Mieters, wenn es von dem Eigentümer zugunsten eines Familienangehörigen i.S.v. 
§ 577 Abs. 1 Satz 2 BGB bestellt wurde. 
 

  
3. ZPO: Änderung der Parteibezeichnung im vereinfachten Vollstreckungsverfahren

Beschluss vom 10.05.2023, Az: VII ZB 23/22 
Die Möglichkeit des vereinfachten Vollstreckungsantrags bei Vollstreckungsbeschei-
den gemäß § 829a ZPO ist für eine Gläubigerin, deren Parteibezeichnung sich nach 
Erlass des Vollstreckungsbescheids geändert hat, nicht eröffnet, weil sie dem zuständi-
gen Vollstreckungsorgan die Parteiidentität mit der Titelgläubigerin zweifelsfrei nach-
weisen muss. Die die Parteiidentität belegenden Urkunden müssen dem Vollstre-
ckungsantrag beigefügt werden und schließen als vorlegungspflichtige andere Urkun-
den im Sinne des § 829a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO die Anwendung des vereinfachten 
Vollstreckungsantragsverfahrens gemäß § 829a ZPO aus. 
  

 

 


